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Nachrichten aus Brüssel

Studie: Mobilität von
Gesundheitsfachkräften

Eine von der Europäischen Kommission finanzierte
Studie des European Observatory on Health Sys-
tems and Policies hat die Mobilität von Gesund-
heitsfachkräften in der Europäischen Union (EU)
unter die Lupe genommen. Demnach hat die Be-
reitschaft, im EU-Ausland zu arbeiten, bei den An-
gehörigen der Gesundheitsberufe stark zugenom-
men. Hauptgründe sind ein höheres Gehaltsgefüge,
bessere Arbeitsbedingungen – einschließlich der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf – sowie eine
größere soziale Anerkennung. Negativ schlägt sich
dies auf die Leistungsfähigkeit einzelner nationa-
ler Gesundheitssysteme aus. Gerade Staaten mit
niedrigen und mittleren Durchschnittseinkommen
werden durch den Verlust von qualifizierten Ge-
sundheitsfachkräften geschwächt. Auf regionaler
Ebene droht die Abwanderung sogar zu einer Un-
terversorgung der Bevölkerung zu führen. Die Ab-
wanderungsbewegungen finden vor allem in die
direkten Nachbarländer sowie innerhalb der EU
von Ost- nach West- beziehungsweise von Süd-
nach Nordeuropa statt. Deutschland ist der Studie
zufolge sowohl von der Zuwanderung als auch der
Abwanderung von Arbeitskräften im Gesundheits-
wesen betroffen, wobei die Zahl der zugewander-
ten Ärzte höher ist als die der abgewanderten.

Diskussion: Revision der 
Berufsanerkennungsrichtlinie

Per Videokonferenz fand Ende Oktober 2011 erst-
malig eine Aussprache zwischen einem Ausschuss
des Europäischen Parlaments (EP) und einem Aus-
schuss des Deutschen Bundestages statt. In diesem
Rahmen tauschten sich der Binnenmarktausschuss
des EP und der Ausschuss für Wirtschaft und Tech-
nologie des Deutschen Bundestages über die Re-
vision der Berufsanerkennungsrichtlinie aus. Für
Mitte Dezember 2011 wird der Gesetzesvorschlag
der Kommission erwartet, der darauf abzielt, die
Anerkennungsverfahren zu vereinfachen und zu er-
leichtern. Während die Europaabgeordneten diese

Ziele einhellig begrüßten, zeigten sich die Bundes-
tagsabgeordneten in ihren Wortmeldungen weni-
ger euphorisch. Sie warnten vor einem Automatis-
mus bei den Anerkennungsverfahren. Die zuständi-
gen Behörden im Aufnahmestaat müssten im In-
teresse der Verbraucher und Patienten weiterhin
das letzte Wort bei der Anerkennung haben. 

2012: Europäisches Jahr 
für aktives Altern 

Ab 2012 beginnt die Bevölkerung in Europa im er-
werbsfähigen Alter abzunehmen, während die Zahl
der über 60-Jährigen jährlich um etwa zwei Millio-
nen Menschen steigt. Die EU hat vor diesem Hin-
tergrund 2012 zum „Europäischen Jahr für aktives
Altern“ ausgerufen. Das Aktionsjahr soll Politik
und Bevölkerung für die mit dem demografischen
Wandel verbundenen Entwicklungen sensibilisie-
ren. Es soll dazu beitragen, eine Kultur des aktiven
Alterns zu fördern, die Beschäftigungsmöglichkei-
ten und Arbeitsbedingungen älterer Menschen zu
verbessern und ein gesundes Altern zu unterstützen.
Ältere Menschen sollen ermutigt werden, eine ak-
tive Rolle in der Gesellschaft zu übernehmen, etwa
durch ehrenamtliches Engagement. 

Neu: „Parlamentarium“ 

Brüssel ist um eine Attraktion reicher. Der Präsi-
dent des Europäischen Parlaments, Jerzy Buzek, hat
Mitte Oktober 2011 das neue Besucherzentrum des
Europäischen Parlaments eröffnet, das den Namen
„Parlamentarium“ trägt. Konzipiert und gestaltet
wurde das 21 Millionen Euro teure Zentrum vom
Stuttgarter Atelier Brückner. Auf fast 3000 m2 Flä-
che kann man sich in allen Amtssprachen der EU
über den europäischen Integrationsprozess, die eu-
ropäische Gesetzgebung und die Arbeit des Euro-
päischen Parlaments informieren. Das „Parlamen-
tarium“ befindet sich im Willy-Brandt-Gebäude des
Europäischen Parlaments und ist an sieben Tagen in
der Woche geöffnet. Der Eintritt ist frei.
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